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Herrn Ministerpräsident								9.12.2016	
Winfried Kretschmann                                                                     
Richard-Wagner-Str. 15                                                                     
70184 Stuttgart                                                                                               



Widersinnige Bahn und Notwendigkeit des Umstiegs von S 21 nach aktueller Rechtslage - Information an alle S 21- Projektpartner und Herrn Minister Strobl




Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

welch ein Widersinn: Für ein von der Bahn nicht gewolltes Projekt, für das es nie einen öffentlichen Bedarf gab, das in hohem Maße nicht finanziert ist, daher laut Bundesrechnungshof nicht gefördert werden dürfte, das uns durch eine Halbierung der Gleise einen Leistungsrückbau bescheren muss, das den Kopfbahnhof in einen regelwidrigen Durchgangs-Haltepunkt mit 6 m Höhenunterschied, mit daher schief-gefährlichen Gleisen und Bahnsteigen verwandeln soll und durch vier Tunnel mit 15 km im Anhydrit unüblich hohe Risiken der Betriebstauglichkeit mit wiederkehrendem hohen Sanierungsbedarf und Streckensperrungen für viele Monate erwarten lässt, für all diesen Irrsinn mit schweren Funktionsmängeln sollen Sie nun – letztlich der Steuerzahler – das Doppelte der dummerweise vertraglich zugesagten Milliarden Euro, etwa Zweidrittel der wahrscheinlich bis zu zehn Milliarden Euro, bezahlen (siehe den sechsseitigen Brief der Herren Leger und Sturm vom 30.11.2016, der uns in der Fassung an OB Kuhn vorliegt). 

Wir meinen: Das schlägt dem Fass S 21 den Boden aus. Seit 2009 haben sich Ihre Vorgänger im Amt über die Kosten und die Mängel des Projekts massiv täuschen lassen und nun sollen Sie dafür gleichsam in Geiselhaft das Doppelte der Zeche zahlen und damit auf viele Jahre Ihren politischen Handlungsspielraum strangulieren lassen.

Doch es kann noch schlimmer kommen: Sollte der Bahn-Aufsichtsrat am kommenden Mittwoch trotz alarmierender Finanzierungs- und Sicherheitslage – siehe unseren Brief dorthin vom 8.12.16, den wir am 12.12, publizieren – nicht auf einen Umstieg von S 21 einlenken und dem Bahnkonzern dadurch einen sicheren Schaden zufügen, müssten wir wegen milliardenschwerer Untreue Strafanzeige gegen die Verantwortlichen erstatten. 

Würden Sie den Weiterbau des Projekts dennoch weiter unterstützen und nicht öffentlich Konsequenzen aus der rechtswidrigen Untreue-Situation des Projekts ziehen und in eigener Verantwortung Verhandlungen über einen Umstieg von S 21 verlangen und notfalls auch einseitig aussteigen, wäre dies eine bedenkliche Beihilfe zur Untreue der Haupttäter im Vorstand und Aufsichtsrat der DB AG. Zumindest müssten Sie gegenüber den Forderungen der Bahn nach Mitfinanzierung der Mehrkosten mit dem Argument vorgehen, dass Sie sich dadurch strafbar machen würden.
Die oberste Rechtsaufsicht für Strafanzeigen der möglichen Haupttäter liegt übrigens, wie Sie wissen, seit gestern in Händen eines anderen Justizsenators als bisher.
Wir rufen Sie hiermit zu einem klugen politischen Handeln auf, das die geschilderte Rechtslage beachtet.      



Mit freundlichen Grüßen



Dr. Eisenhart von Loeper, Sprecher für das Aktionsbündnis
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